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BFH-Urteil vom 17. Dezember 2008

(XI R 62/07 – DB 2009 S. 547)

Vorsteuerabzug – Ordnungsmäßige Rechnung – Angabe des 

Zeitpunkts der Lieferung

Orientierungssatz:

In einer Rechnung ist der Zeitpunkt der Lieferung (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG 2005) außer in den Fällen des § 14 Abs. 5 Satz 1 UStG 2005 auch dann zwingend anzugeben, wenn er mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung identisch ist.
Rechtsgrundlage:

UStG 2005: § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6, § 14 Abs. 6, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2; UStDV 2005: § 31 Abs. 1 Satz 2; Richtlinie 77/388/EWG i.d.F. der Richtlinie 2001/115/EG: Artikel 22 Abs. 3 Buchst. b Unterabs. 1 7. Gedankenstrich, Arti-kel 22 Abs. 3 Buchst. c

►   Volltext der Entscheidung:

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2640
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
„Pflichtangaben in der Rechnung als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug“
A.    Problemstellung
Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 UStG kann der Unternehmer die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer abziehen. Die Ausübung des Vorsteuer-abzugs setzt voraus, dass der Unternehmer eine den Anforderungen der §§ 14, 14a UStG ent-sprechende Rechnung besitzt. Eine ausgestellte Rechnung i.S.d. § 14 UStG liegt vor, wenn diese die in § 14 Abs. 4 UStG genannten erforderlichen Pflichtangaben enthält. Durch den BFH war zu klären, ob der Zeitpunkt der Lieferung nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG 2005 auch dann zwingend anzugeben ist, wenn kein Fall des § 14 Abs. 5 Satz 1 UStG gegeben ist.
B.    Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Die Klägerin betreibt eine Fleischerei. Sie reichte im Januar 2006 eine Umsatzsteuervoran-meldung für November 2000 ein. In dieser waren Vorsteuern in Höhe von rund 4.600 € aus einer Rechnung vom 30.11.2005 betreffend die Lieferung einer Kochstrecke inkl. Montage über netto ca. 28.900 € enthalten. Auf der Rechnung ist als Auftragsdatum der 15.11.2005 und das Ausstellungsdatum des 30.11.2005 vermerkt. Eine Angabe des Lieferdatums oder einen Hinweis auf einen Lieferschein enthält die Rechnung nicht. Während des Festsetzungsver-fahrens legte die Klägerin einen Lieferschein über die Lieferung der Kochstrecke vor. Dieser enthält mit den Rechnungsangaben übereinstimmende Angaben hinsichtlich Auftragsdatum und Auftragsnummer. Ferner ergibt sich aus dem Lieferschein, dass er am 28.11.2005 ausgestellt worden ist. Angaben zum Lieferzeitpunkt enthält der Lieferschein nicht. Das Fi-nanzamt versagte den Vorsteuerabzug aus der Rechnung und setzte die Umsatzsteuervoraus-zahlung für November 2005 auf rund ./.1.900 € fest. Dagegen legte die Klägerin Einspruch mit der Begründung ein, dass das Lieferdatum zwischen Auftragserteilung und Rechnungsstellung liegen müsse. Während des Klageverfahrens setzte das Finanzamt die Umsatzsteuer 2005 mit Bescheid vom August 2006 auf ca. 40.400 € fest, wobei es den umstrittenen Vorsteuerabzugs-betrag nicht berücksichtigte. Die Klage blieb ohne Erfolg (Sächsisches FG, Urteil vom 12.04.2007 - 2 K 784/06 - EFG 2007 S. 1998). 
Der BFH wies die Revision der Klägerin als unbegründet zurück und führte im Wesentlichen aus: Nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG 2005 müsse eine Rechnung folgende Angaben ent-halten: „… den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung oder der Vereinnahmung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts in den Fällen des Abs. 5 Satz 1, sofern dieser Zeitpunkt feststeht und nicht mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung identisch ist“. Der Wortlaut dieser Bestimmung sei insofern nicht eindeutig, als es danach auch möglich erscheine, dass die Angabe des Zeitpunkts der Leistung entbehrlich sei, sofern dieser mit dem Rechnungs-datum übereinstimme. Dass das Leistungsdatum auch in diesem Fall zwingend anzugeben sei, ergebe sich jedoch sowohl aus einer richtlinienkonformen Auslegung als auch aus dem Zweck der Norm. Die nationale Bestimmung habe ihre gemeinschaftsrechtliche Grundlage in Artikel 22 Abs. 3 Buchst. b Unterabs. 1 7. Gedankenstrich der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Arti-kel 226 Nr. 7 der MwStSystRL). Danach müsse eine Rechnung für Mehrwertsteuerzwecke  u.a. das Datum enthalten, an dem die Lieferung der Gegenstände oder die Dienstleistung be-wirkt bzw. abgeschlossen werde. Auch aus dem Zweck des § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG 2005 folge, dass das Leistungsdatum grundsätzlich anzugeben sei. Denn die Pflichtangaben und damit auch die Angabe des Leistungsdatums verfolgten das Ziel, die Erhebung der Um-satzsteuer und ihre Überprüfung sicherzustellen. Nach ständiger Rechtsprechung des BFH müssten die Rechnungsangaben daher eine eindeutige und leicht nachprüfbare Feststellung der Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug ermöglichen (z.B. BFH-Urteil vom 06.12.2007 - V R 61/05 - BStBl II 2008 S. 695). Sofern eine Rechnung kein Leistungsdatum enthalte, sei für die Finanzverwaltung nicht ersichtlich, wann die hiermit zusammenhängende Umsatzsteuer und der damit korrespondierende Anspruch auf Vorsteuerabzug entstanden seien. Wäre ent-sprechend der Rechtsauffassung der Klägerin ein Leistungsdatum bei identischem Leistungs- und Rechnungsdatum entbehrlich, bestünde für die Finanzverwaltung bei einer Rechnung ohne Leistungsdatum stets die Ungewissheit, ob das Leistungsdatum mit dem Rechnungs-datum übereinstimme oder Ersteres aus anderen Gründen fehle. Eine leichte und einfache Er-kennbarkeit des zutreffenden Voranmeldungszeitraums wäre mit einem derartigen Verständnis von § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG 2005 nicht zu vereinbaren. 
Dieses Normverständnis werde auch durch die Neufassung des § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG durch das Jahressteuergesetz 2007 vom 13.12.2006 (BGBl I 2006 S. 2878) bestätigt. Danach müsse die Rechnung in jedem Fall den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung ent-halten, wobei es sich ausweislich der Gesetzesbegründung nur um eine redaktionelle Ände-rung handele. 
Im Streitfall enthalte die Rechnung keine Angaben des Leistungszeitpunkts und berechtige da-her nicht zum Vorsteuerabzug. Zwar habe die Klägerin einen Lieferschein vorgelegt, der die gleiche Auftragsnummer und das gleiche Auftragsdatum wie die Rechnung aufweise. Jedoch ergebe sich auch daraus nicht der Leistungszeitpunkt. Vielmehr sei dem Lieferschein lediglich ein Ausstellungsdatum zu entnehmen. Das Ausstellungsdatum eines Lieferscheins sei aber nicht zwingend identisch mit dem Leistungsdatum. In der Praxis werde der Lieferschein näm-lich regelmäßig vor der tatsächlichen wahren Auslieferung erstellt. 
Dieses Ergebnis verstoße auch nicht gegen den europarechtlichen Verhältnismäßigkeits-grundsatz (vgl. hierzu z.B. EuGH-Urteil vom 21.02.2008 - C-271/06 - HFR 2008 S. 408, „Netto Supermarkt“ Rn. 18 f.). Denn die zwingende Angabe des Leistungszeitpunkt beein-trächtige die Interessen des Leistungsempfängers schon deshalb nicht mehr als erforderlich, weil dieser, wenn er eine Rechnung ohne Angabe des Leistungszeitpunkt erhalte, vom leistenden Unternehmer eine korrigierte, den Anforderungen des § 14 UStG entsprechende Rechnung verlangen könne. Ein anderes Ergebnis sei auch nicht aus der Rechtsprechung des EuGH abzuleiten. Der EuGH habe in seinem Urteil vom 21.04.2005 (C-25/03 - EuGHE I 2005 S. 3123 „HE“) zwar den Vorsteuerabzug zugelassen, obwohl die Rechnung den Leis-tungsempfänger nicht korrekt bezeichnet habe. Die Angabe des Leistungsempfängers habe da-mals jedoch nicht zu den gemeinschaftsrechtlich zwingend vorgeschriebenen Pflichtangaben gehört. Im Streitfall habe § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 UStG seine Grundlage hingegen in zwin-gend anzuwendendem Gemeinschaftsrecht. 
C.    Kontext der Entscheidung
Der BFH hatte in jüngerer Zeit mehrfach Gelegenheit, sich mit den Anforderungen an eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung zu befassen: So hat er geklärt, dass eine Ob-liegenheit des Leistungsempfängers besteht, sich über die Richtigkeit der Angaben in der Rechnung zu vergewissern. In diesem Zusammenhang hat er auch entschieden, dass im Hin-blick auf das gemeinschaftsrechtliche Neutralitätsgebot die Anforderungen an eine Rechnung für alle Unternehmer - unabhängig von der Rechtsform - dieselben sind (BFH-Urteil vom 06.12.2007 - V R 61/05 - BStBl II 2008 S. 695). Ferner reicht nach Auffassung des BFH die Leistungsbeschreibung „für technische Beratung und Kontrolle im Jahr 1996“ nicht aus, die damit abgerechnete Leistung zu identifizieren, wenn diese sich weder aus den weiteren An-gaben in der Rechnung noch aus ggf. in Bezug genommenen Geschäftsunterlagen weiter kon-kretisieren lässt (BFH-Urteil vom 08.10.2008 - V R 59/07 - BStBl II 2009 S. 218, kritisch im Hinblick auf das gemeinschaftsrechtliche Neutralitätsprinzip Englisch, UR 2009 S. 181). Die Finanzverwaltung lässt es bei der Ausführung sonstiger Leistungen im Übrigen zu, dass der Rechnungsaussteller statt seiner Leistungshandlung den beim Leistungsempfänger eintreten-den Erfolg seiner Leistungshandlung bezeichnet. Danach genügt etwa bei der Inrechnung-stellung von Arbeitnehmerüberlassungen regelmäßig die Angabe der Gewerke, die mit Hilfe der überlassenen Arbeitskräfte erstellt werden (UStR 2008 Abschn. 192 Abs. 18 Sätze 5 und 6).
D.    Auswirkungen für die Praxis
Die jüngere Rechtsprechung des BFH verdeutlicht, dass Unternehmer streng die formalen An-forderungen der Rechnungserteilung i.S.v. § 14 Abs. 4 UStG beachten müssen, um ihr Vor-steuerabzugsrecht nicht zu gefährden. Die Angabe des Lieferzeitpunkts ist lediglich bei Rech-nungen über Kleinbeträge (bis 150 €) entbehrlich (§ 33 UStDV).
►   Autorin und Fundstelle:
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